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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

Az: B 5 R 8/15 B 
 
L 1 R 73/13 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 13 R 201/09 (SG Hannover) 
 
 
 
…………………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 21. Mai 2015 durch 

den Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d ,    die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r    und  

den Richter   K a r m a n s k i   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Niedersachen-Bremen vom 27. November 2014 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 27.11.2014 hat es das LSG Niedersachsen-Bremen abgelehnt, dem Kläger im 

Zeitraum vom 8.7. bis 19.8.2008 Leistungen zum Lebensunterhalt iS von § 45 SGB IX in Höhe 

des zuvor bezogenen Krankengeldes zu gewähren.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung wurde Beschwerde zum BSG 

eingelegt. In der Beschwerdebegründung werden die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssa-

che (I.), eine Rechtsprechungsabweichung (II.) sowie Verfahrensmängel (III.) geltend gemacht. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

- das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und 

auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

- ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der Erfordernisse 

des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm 

§ 169 SGG zu verwerfen. 

 

I. Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (sog Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 

§ 160a Nr 34 S 70 mwN; Fichte in Breitkreuz/Fichte, SGG, 2. Aufl 2014, § 160a RdNr 42). 

 

Der Kläger hält die Frage für grundsätzlich bedeutsam, 

 "ob das Aufstockungsverbot gemäß § 49 Abs. 3 SGB V, wonach aufgrund gesetzlicher 
Bestimmungen gesenkte Entgelt- oder Entgeltersatzleistungen bei der Anwendung von 
§ 49 Abs. 1 SGB V nicht aufgestockt werden dürfen, auch für in der gesetzlichen Renten-
versicherung freiwillig Versicherte gilt, die Arbeitseinkommen erzielt haben." 
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Anhand der Beschwerdebegründung kann jedoch nicht entschieden werden, ob diese Frage im 

angestrebten Revisionsverfahren klärungsfähig (entscheidungserheblich) wäre. Insoweit hätte 

der Kläger darlegen (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) müssen, dass gerade ausgehend von dem 

Lebenssachverhalt, den das LSG für das Revisionsgericht verbindlich festgestellt hat (§ 163 

SGG), im künftigen Revisionsverfahren notwendig über die angesprochene Problematik zu ent-

scheiden sein wird und an welcher konkreten Stelle der vorzunehmenden rechtlichen Prüfung 

dies ggf zu geschehen hätte. Die Beschwerdebegründung verschweigt indes bereits, ob sich der 

Sachverhalt, den sie im Übrigen nur bruchstückhaft schildert, überhaupt auf den vom LSG fest-

gestellten berufen will und ggf mit diesem ganz oder teilweise identisch ist. Da jedenfalls die 

bloße Mitteilung eines ohne Herkunftsangabe in der Beschwerdebegründung selbst formulierten 

Sachverhalts nicht geeignet ist, die mangelnde Bezeichnung des vom Berufungsgericht festge-

stellten Sachverhalts zu kompensieren und es andererseits nicht dem Beschwerdegericht ob-

liegt, das angegriffene Urteil selbst nach einschlägigen Feststellungen zu durchsuchen, ist eine 

Beurteilung der potenziellen Entscheidungsrelevanz der Rechtsfragen schon deshalb von vor-

neherein ausgeschlossen. Dies gilt umso mehr, als die Beschwerdebegründung selbst einräumt, 

dass das LSG "auf die Voraussetzungen des Aufstockungsanspruchs durch den Krankengeld-

Spitzbetrag nicht eingegangen" sei.  

 

II. Auch die Divergenzrüge hat keinen Erfolg. Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG liegt vor, 

wenn die tragenden abstrakten Rechtssätze, die zwei Entscheidungen zu Grunde gelegt worden 

sind, nicht übereinstimmen. Sie kommt nur dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden 

abstrakten Rechtssatz in Abweichung von einem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, 

des GmSOGB oder des BVerfG aufgestellt hat. Eine Abweichung liegt folglich nicht schon dann 

vor, wenn die Entscheidung des LSG nicht den Kriterien entspricht, die das BSG aufgestellt hat, 

sondern erst, wenn das LSG diesen Kriterien widersprochen, also eigene rechtliche Maßstäbe 

entwickelt hat. Nicht die Unrichtigkeit der Entscheidung im Einzelfall, sondern die Nichtüberein-

stimmung im Grundsätzlichen begründet die Zulassung der Revision wegen Abweichung. Da-

rüber hinaus verlangt der Zulassungsgrund der Divergenz, dass das angefochtene Urteil auf der 

Abweichung beruht. Bezogen auf die Darlegungspflicht bedeutet das vorstehend Gesagte, dass 

die Beschwerdebegründung erkennen lassen muss, welcher abstrakte Rechtssatz in der 

höchstrichterlichen Entscheidung enthalten ist und welcher im Urteil des LSG enthaltene 

Rechtssatz dazu im Widerspruch steht; ferner muss aufgezeigt werden, dass auch das Revi-

sionsgericht die oberstgerichtliche Rechtsprechung in einem künftigen Revisionsverfahren sei-

ner Entscheidung zu Grunde zu legen haben wird (zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a 

Nr 34 S 72 mwN). Diesen Darlegungserfordernissen wird die Beschwerdebegründung nicht 

gerecht. 
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Der Kläger macht geltend, das Berufungsgericht gehe von dem "Rechtssatz" aus, 

 "dass das Übergangsgeld (ausschließlich) auf der Grundlage des § 21 Abs. 2 SGB VI zu 
ermitteln sei, wonach als Berechnungsgrundlage das Einkommen heranzuziehen sei, das 
den vor Beginn der Leistungen für das letzte Kalenderjahr (Bemessungszeitraum) gezahl-
ten Beiträgen zugrunde liegt (Berufungsurteil Seite 6, 3. Abs.)." 

 

Die Beschwerdebegründung versäumt es jedoch, aus dem herangezogenen Senatsurteil vom 

20.10.2009 (B 5 R 44/08 R - BSGE 104, 294 = SozR 4-3250 § 14 Nr 9) einen tragenden 

Rechtssatz herauszuarbeiten und aufzuzeigen, dass der Senat auf der Grundlage dieses 

Rechtssatzes eine Fallkonstellation, die mit derjenigen des Klägers vergleichbar ist, tragend 

anders entschieden hat als das LSG im angefochtenen Urteil. Hierfür sind zumindest die tat-

sächlichen und rechtlichen Kontexte darzustellen, in denen die angeblich divergierenden 

Rechtssätze stehen (vgl hierzu zB BSG Beschluss vom 7.2.2007 - B 6 KA 56/06 B - BeckRS 

2007, 41946 RdNr 10 mwN). Daran fehlt es. Eine konkrete Sachverhaltsdarstellung sowohl der 

angefochtenen als auch der herangezogenen Entscheidung gehört aber zu den Mindestvoraus-

setzungen, um die Entscheidungserheblichkeit der Divergenzrüge prüfen zu können. Denn eine 

die Rechtseinheit gefährdende Abweichung kann nur bei gleichem oder vergleichbarem Sach-

verhalt vorliegen, auf den grundsätzlich dieselben Rechtsnormen anzuwenden sind (vgl Senats-

beschluss vom 28.9.2010 - B 5 R 88/10 B - BeckRS 2010, 74190 RdNr 9; BVerwG Beschluss 

vom 30.6.2008 - 5 B 49/08 - Juris RdNr 4; Kummer, Die Nichtzulassungsbeschwerde, 2. Aufl 

2010, RdNr 383).  

 

III. Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die den 

Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Dar-

über hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG ausge-

hend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die Möglichkeit 

einer Beeinflussung des Urteils besteht. 

 

1. Der Kläger rügt, das LSG habe die (echte) notwendige Beiladung der DAK, bei der er freiwillig 

krankenversichert sei, verfahrensfehlerhaft unterlassen und deshalb § 75 Abs 2 Alt 1 SGG ver-

letzt. Aus seinem Vorbringen ergibt sich jedoch nicht, inwieweit an dem streitigen Rechtsverhält-

nis zwischen ihm und der Beklagten der Krankenversicherungsträger derart beteiligt ist, dass die 

Entscheidung auch diesem gegenüber nur einheitlich ergehen kann. Dies wäre nur dann der 

Fall, wenn das streitige Rechtsverhältnis zugleich in die Rechtssphäre der DAK unmittelbar ein-

greifen würde (stRspr, zB Senatsurteil vom 11.5.2011 - B 5 R 22/10 R - Juris RdNr 17). Notwen-

dig ist insoweit zumindest eine (Teil-)Identität des Streitgegenstands im Verhältnis zu den bei-

den Hauptbeteiligten (vgl BSG Urteil vom 10.2.2000 - B 3 P 12/99 R - BSGE 85, 278, 279 = 

SozR 3-3300 § 43 Nr 1 S 2 und Beschluss vom 21.7.2009 - B 7 AL 119/08 B - Juris RdNr 7; 

s auch Hommel in Peters/Sautter/Wolff, Kommentar zur Sozialgerichtsbarkeit, § 75 RdNr 26; 
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Leitherer in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 11. Aufl 2014, § 75 RdNr 10 mwN; Straßfeld 

in Roos/Wahrendorf, SGG, 2014, § 75 RdNr 52). Da die Beschwerdebegründung den Sachver-

halt, der dem angefochtenen Urteil zu Grunde lag, allenfalls bruchstückhaft schildert und es 

gleichzeitig versäumt, die Feststellungen anzugeben, die das LSG bindend (§ 163 SGG) getrof-

fen hat, fehlen hinreichende Anhaltspunkte dafür, dass eine solche Konstellation hier vorliegen 

könnte. Dies gilt umso mehr, als die Beschwerdebegründung (unter Gliederungspunkt C II. 

"Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör") selbst vorträgt, "dass ein Fall des § 14 

SGB IX nach Auffassung des Berufungsgerichts nicht vorliege". Vor diesem Hintergrund lässt 

sich die (echte) notwendige Beiladung der DAK auch nicht aus der insoweit konträren Behaup-

tung des Klägers herleiten, die Beklagte habe seinen Leistungsantrag nicht zeitgerecht an die an 

sich zuständige DAK weitergeleitet und sei deshalb nach § 14 SGB IX als sog erstangegange-

ner Rehabilitationsträger anzusehen (s zur notwendigen Beiladung in diesen Fällen: BSG Urteil 

vom 26.10.2004 - B 7 AL 16/04 R - BSGE 93, 283 = SozR 4-3250 § 14 Nr 1 und Beschluss vom 

25.10.2012 - B 9 V 14/10 B - Juris RdNr 11). 

 

2. Schließlich trägt der Kläger vor, das LSG habe seinen Vortrag zu § 49 Abs 1 Nr 3 SGB V 

"nicht erkennbar zur Kenntnis genommen" und sich mit den Voraussetzungen dieser Norm 

"nicht auseinandergesetzt". Macht der Beschwerdeführer geltend, das Berufungsgericht habe 

seinen Anspruch auf rechtliches Gehör (Art 103 Abs 1 GG, § 62 SGG) verletzt, indem es seine 

Ausführungen unberücksichtigt gelassen habe, muss er konkret, substantiiert und detailliert 

dartun, welches wesentliche Vorbringen das LSG bei seiner Entscheidung übergangen haben 

soll. Hieran fehlt es bereits. Im Übrigen ist grundsätzlich davon auszugehen, dass ein Gericht 

das Vorbringen der Beteiligten zur Kenntnis genommen und erwogen hat, zumal es nach 

Art 103 Abs 1 GG nicht verpflichtet ist, auf jeden Gesichtspunkt einzugehen, der im Laufe des 

Verfahrens von der einen oder anderen Seite zur Sprache gebracht worden ist (vgl BVerfG 

SozR 1500 § 62 Nr 16; BVerfGE 96, 205, 217). Deshalb muss die Beschwerdebegründung 

"besondere Umstände" des Einzelfalls aufzeigen, aus denen auf das Gegenteil geschlossen 

werden kann (vgl BVerfGE 28, 378, 384 f; 47, 182, 187 f; 54, 86, 91 f). Besondere Umstände 

liegen etwa vor, wenn das Gericht auf den wesentlichen Kern des Tatsachenvortrags eines 

Beteiligten zu einer Frage, die für das Verfahren von zentraler Bedeutung ist, nicht eingeht, 

sofern er nicht nach dem Rechtsstandpunkt des Gerichts unerheblich oder aber offensichtlich 

unsubstantiiert war (vgl BVerfGE 86, 133, 146, BVerfG Nichtannahmebeschluss vom 

29.10.2009 - 1 BvR 1729/09 - NZS 2010, 497, 498, RdNr 12). Derartige besondere Einzelfall-

umstände schildert der Kläger nicht. Da das Gericht keine Fragen erörtern muss, die nach sei-

ner materiellen Rechtsauffassung unerheblich sind (BVerfGE 70, 288, 293 f; BVerfG Kammer-

beschluss vom 6.8.2002 - 2 BvR 2357/00 - NVwZ-RR 2002, 802, 803; Kummer, Die Nichtzulas-

sungsbeschwerde, 2. Aufl 2010, RdNr 681), hätte die Beschwerdebegründung substantiiert 

darlegen müssen, dass der umfassende Vortrag des Klägers zu den "krankenversicherungs-

rechtlichen Regelungen" entscheidungserheblich gewesen ist und das Urteil möglicherweise 

anders ausgefallen wäre, wenn das Berufungsgericht die entsprechenden Ausführungen 

14 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 6 - 

 

 

  

 

berücksichtigt hätte. Soweit der Kläger geltend macht, das LSG habe "die Anspruchsgrundlage 

des § 49 Abs 1 Nr 3 SGB V … schlicht übersehen", rügt er keinen Gehörverstoß, sondern ledig-

lich, dass die Entscheidung unrichtig sei. Dies genügt für die Zulassung der Revision aber 

gerade nicht (BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). Der Kläger verkennt, dass der Anspruch auf recht-

liches Gehör nicht davor schützt, dass den Gerichten Rechtsfehler unterlaufen oder sie dem 

Beteiligtenvortrag in materiell-rechtlicher Hinsicht nicht die Bedeutung beimessen, die die Betei-

ligten für richtig halten. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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